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Grundsteuer 

Aufkommensneutralität bei der  

Neuberechnung gewährleisten 
 
Um was geht es?  

 

Reform der Grundsteuer in Hessen 

 
Hessen hat von der Länderöffnungsklausel Ge-

brauch gemacht und im Dezember 2021 ein ei-

genes Grundsteuermodell beschlossen. Zwar ist 

der Verzicht auf das komplizierte Bundesmodell 

zu begrüßen, die Einführung eines Lage-bezo-

genen Faktors in Hessen ist jedoch unnötig und 

sorgt für zusätzliche Umverteilung im Steuersys-

tem. 

 

In 2021 hatte die Grundsteuer ein bundesweites 

Aufkommen von rund 14,6 Milliarden Euro. In 

Hessen lag ihr Aufkommen bei 1,29 Milliarden 

Euro. Die Grundsteuer ist für die Kommunen 

eine der drei wichtigsten Steuereinnahmen – 

neben Gewerbesteuer und den Anteilen aus 

Lohn- und Einkommenssteuer. 

 

Die Grundsteuer belastet praktisch alle Bürger 

und Betriebe: private und gewerbliche Mieter 

tragen die Grundsteuer über die Nebenkosten-

abrechnung, Eigenheimbesitzer und Betriebs-

geländeinhaber zahlen die Steuer selbst. 

 

Belastungsanstieg dämpfen! 

 
Quelle: Einzahlungen aus Grundsteuer A und B 

 der hessischen Gemeinden (HSL, 2022). 

 

Das Aufkommen der Grundsteuer hat von 2010 

bis 2021 in Hessen um 70,3 Prozent zugenom-

men. Damit ist die Grundsteuer sehr viel stärker 

gestiegen als die Inflation.

Was braucht die Wirtschaft? 
 

Keine neue Steuer- oder Bürokratielast 

 
Die Umsetzung der Reform darf insgesamt nicht 

zu höheren Belastungen von Bürgern und Be-

trieben führen. Sie muss aufkommensneutral 

sein – hessenweit und auch grundsätzlich in je-

der Kommune. Die Umsetzung der Neurege-

lung in Hessen, bei der rund 2,8 Millionen Grund-

stücke neu bewertet werden, muss unbürokra-

tisch und rechtssicher sein. Sie darf nicht so ge-

staltet werden, dass sie zusätzlichen Wohnungs-

bau und private Investitionen in Immobilien 

bremst. Steueraufkommen und Planungssicher-

heit der Städte und Gemeinden sind zu erhal-

ten.  
 

Was ist zu tun? 

 

Auf zusätzliche Belastungen verzichten 

 
o Keine Mehreinnahmen bei Neuberechnung 

Die Neuberechnung der Hebesätze der ein-

zelnen Kommunen muss aufkommensneut-

ral erfolgen. Das Finanzministerium will zu-

recht die Kommunen unterstützen und im 

Sinne von Transparenz die aufkommens-

neutralen Hebesätze veröffentlichen. 

o Hebesätze senken 

Wegen der Einführung einer wertabhängi-

gen Komponente der Grundsteuer sollten 

die Kommunen bei steigenden Bodenwer-

ten die Hebesätze regelmäßig senken. 

o Auf Grundsteuer C verzichten 

Das neue Grundsteuergesetz ermöglicht 

den hessischen Kommunen die Einführung 

der Grundsteuer C ab 2025. Kommunen soll-

ten auf die Einführung dieser sogenannten 

Baulandsteuer verzichten. Die in der Ver-

gangenheit gescheiterte Steuer sollte der 

Landtag wieder abschaffen.  

o Steuer muss weiter umgelegt werden 
Die Grundsteuer dient der Finanzierung der 

Kommunen. Alle Bürger profitieren davon. 

Die Umlage der Steuer auf die Mieter stellt 

sicher, dass alle Einwohner sie tragen. 


